
! I ,/BUNDESMJNISTERruM 

~ UNTERRICHT UND KUNST 

An :las 
PrnsidilÄill nes 
~'T a t ion a 1 r ,'3. t e 8 

l':trlQ":Gnt 
1:)10 '; i e n 

einer 
t~E;s8tz-]oVGllG ; 

Vertracsbeniensteten-

Das ~unJes~inisteriu~ flir Unterricht und Kunst liber~ittelt in der 

Anlace 25 Ausferticuncen seiner Stellungnahme zum ~ntwurf eine~ 

~lir die Richtigkeit 

"ien, am 27. Oktober 1yn 
~lir den Bundesminister: 

D r. J 0 ] j'l~ }~ 
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BUNDESMINISTERIUM 
FÜR UNTERRICHT UND KUNST 

Zl. 14.355/1-3/83 

An das 
Bunde:skanzlara8t 

in iT i e: n 

~str.: Snt~urf e:ine:r 34. V~rtragsbediensteten­
gesetz-:rovelle: ; 
Ressortstellungnahoe 

Zu G3. 921 010/1-11/1/:33 
VOM 19.9.1983 

~::3 Bundes~inistarium fUr Unterricht und Kunst teilt mit, daß von 

2sine:m Ressortstandpun~t aus gage:n dan ~it obe:n zitierter Geschä!ts­

z~~l übermittelten 2ntwurf siner 34. Vsrtrsgsbsdisnstetengesetz­

Xovelle keine Bedenken beste~en. 

1'~ einzelnen darf noch auf folgende: Proble:me hingewiesen werden: 

1. Zu Art. I Z 1: 

~urch diese BestiMmun~ wird vorgesorgt, daß für einen Bediensteten, 

der bei Beendigung des frUheren Dienstverhältnisses eine Abfertigung 

erhalten und diese nicht zurückgezahlt hat, i~ ge:genwirtigen Dienst­

verhältnis die Berücksichticun3 der Zeit dieses früheren Dienstver­

hältnisses für die Be~essung der Abfertigung ausscheidet. Es erhebt 

sich die Frage, ob diese Vorgangsweise nicht insoweit eine gleich­

heitswidrige: Behandlung der Dienstnehmer darstellt, zumalbei im 

~ffentlich-rechtlich8n Dienstverhältnis stehe:nden weiblicheh 3edien- t 

steten in ?alle des Jiensteeberwechsels (z.3. ernannte Landes­

lehrerin wird ernannte 3undeslehrerin) die ursprlinglich erhaltene 

Ab~ertigun~ bei der 3e~essun2 der fUr das ~undesdienstverhältnis ge­

t~hrenden Abfertigung nicht berUcksichti3t wird. 

2. Zu Art. I ~ 2 und 3: 

_.~ ~ällt auf, da1 iis ;ert~~l~3bediensteten 1er 3ntlohnungsgruppen d, 

s, p4 un1 p5. die ~a3 13. L&bensj~hr noc~ nic~t vollendet haben p 

~i:~h die vor~esehensn ~eßeluneen eine bedeutsnde finanzielle 

; , 
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3. 0U Art. II: 

;L16r soll die oben angeflihrte finanzielle Schlechterstellung flir die 

Vertragsbeiiensteten, die sich zu~ 3eitpunktles Inkrafttretans des 

~been3t~ndlichen :ntwurfes bereits in Jienstst9nd befinden, nicht 
eintreten. Dieser ?ersonenkreis soll ~as ~nt2elt nach der bishari3en 
~egelun~ erhalten. Ja aber Art. I Z 2 und 3 nicht nur eine Reduzia-

sondern auch den Sntfall der ~anä3 ~ 22 VBa 
bUhrenden Vbr~altungsdienstzulage vorsieht und ~rt. 11 auf Art. I 

Z 2 und 3 direkt Jezug ni~~t, wUrde dies beieuten, da1 auch dem im 

~rt. 11 angefUhrten Personenkreis die Verwaltungsdienstzulage ent-

23 erhebt sich die Frage, ob die Schaffung von zwei Kategorien von 
T) l' .. "". b' , . h T' 't " b' "' ., ....... ~e~1ensteten, a1r . Bl g~elc. em ~eDensa~ er unu e1 g~e1caer ~a~1g-

ksit vers::::1ieden entlohnt ".,erden, zi'lE,ckmäßig ist. 

i 

U.e. werden 25 A~sfertigunGen dieser Stellungnahne de8 Präsidiu~ des 
~ationalrat6s U~erDittelt. 

PUr die Richtig~eit 

der Ausfertigu.g: 

\\ ( ~\J 
\~\\J\f\; . 

~ien, an 27. Oktober 1983 
?ür den 3ünd~Bminist8r: 
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